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Eigentümerschutz-Gemeinschaft der
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer

Liebe Leser,

der Europäische Rat der Staats- 
und Regierungschefs hatte bereits 
im Vorjahr die Weichen für eine 
integrierte europäische Klima- 
und Energiepolitik gestellt. Da-
zu gehörten „anspruchsvolle Kli-
maschutzziele“ ebenso wie „Ziele 
für den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien“ und die „Steigerung 
der Energieeffizienz“. Mit den 
kürzlich vorgelegten Eckpunkten 
für ein integriertes Energie- und 
Klimaprogramm setzt die Bun-
desregierung recht voreilig euro-
päische Richtungsentscheidun-
gen auf nationaler Ebene durch 
ein „konkretes Maßnahmenpro-
gramm“ um. 

Das In-Kraft-Treten des EEWär-
meG ist zum 1. Januar 2009 ohne 
jegliche Übergangsvorschrift ge-
plant. Leitschnur ist als Zieldrei-
eck die Versorgungssicherheit, 
Wirtschaftlichkeit und Umwelt-
verträglichkeit. Künftig sollen so-
mit u. a. Gemeinden ermächtigt 
werden, aus Klimaschutzgrün-
den einen Anschluss- und Benut-
zungszwang an ein Netz der Nah- 
oder Fernwärmeversorgung vor-
zusehen. Das würde im Einzel-
fall auch private Vermieter hart 
treffen und die Monopolstellung 
der Versorgerunternehmen noch 
weiter stärken bei gleichzeitigem 
Abbau des Verbraucherschutzes. 
Immobilien als langlebige Objek-
te benötigen auch bei Maßnah-
men der Planung von Moder-
nisierungen nun einmal einen 
zeitlichen Vorlauf, bei der Um-
setzung des Gesetzes angemesse-
ne Übergangsfristen und vor al-
lem bezahlbare, ausgereifte tech-
nische Lösungen für den wirt-
schaftlichen Betrieb. 

Uns Eigentümern muss also 
ausreichend Zeit gegeben werden, 
um die Planungsprozesse für eine 
künftig stärkere Nutzung erneuer-
barer Energien genau abzuwägen 
und danach wirtschaftliche Lö-
sungen anzustreben. Auf wessen 
Schultern letztlich die enormen 
Kosten dieser überteuerten Ener-
giepolitik lasten wird, sollte uns 
Haus-, Wohnungs- und Grundei-
gentümern in Mecklenburg-Vor-
pommern klar sein. Es werden 
sich für uns künftig erhebliche 
Auswirkungen durch den weite-
ren Ausbau erneuerbarer Energi-
en ergeben und die daraus resul-
tierend immensen Kosten letzt-
lich auf uns und unsere Mieter 
als Endenergienutzer abgewälzt. 
Im gesamten Entwurf fand ich 
keinerlei verbraucherfreundliche 
Angaben, welche die Versorger-
kartelle zu effizienter Energie-
erzeugung, wirtschaftlicher Be-
triebsführung und zur überschau-
baren Kostentransparenz auffor-
dern. Eine sachlich nachprüfbare 
Preiskontrolle im Sinne der End-
verbraucher fehlt ebenfalls.

Worum geht es im Erneuer-
bare-Energien-Wärmegesetz 
(EEWärmeG):

Zurzeit beträgt der Anteil der 
EE am Wärmemarkt rund 6,6 
Prozent (Stand: Ende 2007). Ziel 
für das Jahr 2020 sind voraus-
sichtlich 14 Prozent.

Daraus resultiert auch 
eine künftige Nutzungs-
pflicht für Neubauten:

• von der Nutzungspflicht wer-
den folgend jährlich ca. 175.000 
Neubauten in Deutschland be-

troffen sein (150.000 Wohn-, 
25.000 Nichtwohngebäude) 

• der Anteil erneuerbarer Energi-
en kann voraussichtlich durch 
die Nutzungspflicht bis 2020 
zunächst insgesamt um etwa 
2,8 – 4,7 Prozentpunkte gestei-
gert werden

• da die Nutzungspflicht sowohl 
EE-Maßnahmen als auch Er-
satzmaßnahmen (Effizienz-
maßnahmen) vorsieht, ist noch 
nicht genau absehbar, wie hoch 
der tatsächliche EE-Anteil wohl 
sein wird. Genauere Zahlen 
gibt es nach Angaben des Bun-
des erst durch Erfahrungen der 
künftigen Marktentwicklung.

Weitere Effekte sollen durch 
ein Marktanreizprogramm 
(MAP), insbesondere für 
Altbauten erreicht werden:

• ohne MAP-Förderung beträgt 
in 2020 der EE-Wärmeanteil 
max. 10 Prozent

• bis 2020 will die Bundesre-
gierung alleine durch das MAP 
3,6 – 4,8 Prozent erreichen – 
d. h. Nutzungspflicht und För-
derung ermöglichen 14 Pro-
zent Zielerreichung

Zusammenstellung der 
EE-Anteile am gesamten 
Wärmemarkt:

Ist-Stand in 2007:  6,6 Prozent

+ Nutzpflicht:  2,8 – 4,7 Prozent

+ MAP ab 2008: 3,6 – 4,8 Prozent

= Summe 2020:  13 – 16 Prozent

Die Umsetzung des Energie- 
und Klimaprogramms will der 

Bund so ausrichten, dass die Kli-
maziele in einem kontinuierli-
chen Prozess bis 2020 erreicht 
und die erforderlichen Maßnah-
men „kosteneffizient“ ausgestal-
tet werden. Dies wird angeblich 
durch ein alle zwei Jahre durchge-
führtes Monitoring mittels einer 
systematischen Erfassung, Beob-
achtung oder Überwachung der 
Vorgänge überprüft. Wie hoch 
allein diese Kosten sein werden, 
steht allerdings nicht im Bericht. 

Auch wird die Bundesregierung 
eine Folgenabschätzung mit den 
Kriterien Wirtschaftlichkeit und 
Wirksamkeit der geplanten Maß-
nahmen unter Einbeziehung von 
Wirtschaft, Verbrauchern und 
Wissenschaft vornehmen. Auch 
dies wäre eine kaum zu bewäl-
tigende, stark personalträchtige 
und teure Angelegenheit. 

Zur Begründung wird vom 
Bund vorgetragen: „Die Heraus-
forderungen des weltweiten Kli-

mawandels sind auf das Engste 
mit der Frage verknüpft, wie un-
ter den Bedingungen einer welt-
weit steigenden Energienachfra-
ge in Zukunft die Versorgungs-
sicherheit zu wirtschaftlichen 
Preisen gewährleistet und so ins-
gesamt eine nachhaltige Energie-
versorgung verwirklicht werden 
kann“. So soll die Strategie der 
Bundesregierung zur Steigerung 
der Energieeffizienz und der wei-
tere Ausbau der Erneuerbaren 
Energien eine „richtige Antwort“ 
sein, um die Emission der Treib-
hausgase zu reduzieren.

Fazit

Betrachten wir als bodenständi-
ge Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer ganz sachlich natürli-
che Vorgänge weltweit, wie z. B. 
Vulkanausbrüche, unterirdische 
Moor- oder Kohleflözbrände, die 
schlechterdings seit Jahrtausen-
den fast überall auf unserem Glo-
bus vorkommen, dann wird uns 
schnell klar, dass unsere Volks-
vertreter in Berlin auch beim Um-
satz des EEWärmeG erneut mit 
Kanonen auf Spatzen schießen. 
Alle organisierten Haus & Grund-
Mitglieder sollten hellwach blei-
ben, um zu verhindern, dass au-
ßerdem Lobbyisten der Ener-
gie- und Wirtschaftskonzerne in 
der Bundesregierung und der EU 
nicht auf Kosten unserer Zukunft 
und unter dem Deckmantel ei-
ner Weltuntergangshysterie den 
allmählichen Übergang unserer 
Demokratie in eine „Diktatur der 
Energie- und Wirtschaftskonzer-
ne“ einleiten.

IHR ERWIN MANTIK
Ehrenpräsident H&G M-V

Divergente Eckpunkte für ein noch unausgereiftes 
Energie- und Klimaschutzprogramm (IEKP)

CO2-Reduzierung, Energieeffizienz und Erneuerbare Energien bil-
den die Säulen eines Klimaschutzes. Wird ein Bereich vernachlässigt, 
gerät nach Angaben des Bundes unser Erdklima in Schieflage. Doch 
die Forderungen als Summe fordern Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümern extrem hohe Investitionskosten ab.

Wohnungsmarktprognose 
bis 2020

Der amtierende Oberbürger-
meister der Landeshauptstadt 
Schwerin, Dr. Wolfram Frieders-
dorff, hatte im Mai dieses Jahres 
Vertreter von Haus & Grund zum 
7. Wohnforum mit eingeladen. 

In dieser Veranstaltungsreihe, 
thematisiert die Verwaltung der 
Landeshauptstadt in unregelmä-
ßigen Abständen die Entwick-
lung auf dem Schweriner Woh-
nungsmarkt. Ziel dieser Veran-
staltung war es, in breiter Öffent-
lichkeit analytische Ergebnisse 
und Handlungsempfehlungen zu 
diskutieren. 

Im diesjährigen Wohnforum 
wurde die Schweriner Woh-
nungsmarktprognose 2020 vor-
gestellt. Als Teilnehmer waren 
unter anderem Vertreter der 
kommunalen Wohnungsunter-
nehmen, Architekten, Immobi-
lienmakler und Mitglieder der 
Vorstände von Haus & Grund 
Schwerin sowie des Mieterbun-
des anwesend. Im Forum wurden 
Aussagen zur Haushaltsentwick-
lung und zu den verschiedenen 
Wohnungsmarktsegmenten bis 
2020 vorgestellt, wie z. B. Woh-
nen im Eigentum, Wohnen im 
Alter, der Mietwohnungsmarkt 
und Preiswertes Wohnen. Zu 
den einzelnen Bereichen wur-
den auch Handlungsempfehlun-
gen erläutert, welche von den 
Teilnehmern sehr lebhaft, kreativ 
und unter Hinweis auf eigene Er-
fahrungen und Beobachtungen 
diskutiert wurden.

Folgende Entwicklungstenden-
zen sind für uns Immobilienei-

gentümer und Vermieter von In-
teresse: 2020 wird die Landes-
hauptstadt Schwerin nur noch 
etwa 89.000 Einwohner haben. 
Dabei weist die Bevölkerungs-
entwicklung insbesondere einen 
Anstieg der über 80-Jährigen aus. 
Ansteigen wird auch die Nach-
frage nach gebrauchten Immo-
bilien in der Stadt. Die Anzahl 
der Haushalte wird sich verrin-
gern. 

Auf dem Mietwohnungsmarkt 
verlieren die Einraumwohnun-
gen weiter an Bedeutung. Die 
Nachfrage nach preiswerten 
Wohnungen (etwa 4,50 Euro je 
m²) wird durch einkommens-
schwache Haushalte zunehmen. 
Die absoluten Mietpreistreiber 
bleiben die rasant ansteigen-
den Betriebskosten. Die Progno-
se weist aus, dass die steigen-
de Tendenz, wieder in der Stadt 
zu wohnen, anhält. Bemerkens-
wert war auch die Tatsache, dass 

ältere Bürger aus verschiede-
nen alten Bundesländern ihren 
Wunsch, einen Alterswohnsitz in 
Schwerin zu haben, zunehmend 
wahr machen. Übereinstimmend 
brachten die Forumsteilnehmer 
zum Ausdruck, dass die Bundes-
gartenschau 2009 ebenfalls dazu 
beitragen kann, dass weitere Bür-
ger aller Altersgruppen und aus 
unterschiedlichen Vermögens-
verhältnissen sich für ein Woh-
nen in unserer reizvollen Stadt 
interessieren werden. 

Erhebliche Veränderungen 
hinsichtlich der prognostizierten 
Aussagen könnte es geben, wenn 
es gelänge, in unserer Stadt eine 
Hochschule und leistungsstarke 
Unternehmen mit lukrativen Ar-
beitsplätzen anzusiedeln.

WERNER WERNICKE

Mitglied des Vorstandes
Geschäftsführer H&G Schwerin

Wohnforum in der Landes-
hauptstadt Schwerin

Das Bundeskabinett hat im Juni 
ihr zweites Klimapaket beschlos-
sen. Zusammen mit dem ersten 
Klimaschutzpaket und weiteren 
Maßnahmen soll es bis 2020 den 
CO2-Ausstoß um 40 Prozent im 
Vergleich zu 1990 reduzieren. 
Einige der wichtigsten Auszüge 
im Überblick für Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentümer:

Wärmedämmung

Die Standards für die Wärme-
dämmung und den Einsatz von 
Energie werden für neue Häu-
ser und für grundsanierte Altbau-
ten um 30 Prozent verschärft. 
Als grundlegende Sanierung gilt 
nach der Energie-Einsparverord-
nung der Austausch des Heiz-
kessels plus mindestens zwei 
weiteren Modernisierungen wie 
etwa neue Fenster und Isolierung 
der Fassade. In allen Altbauten 
muss zudem nach Ablauf be-
stimmter Fristen der Heizkessel ge-
tauscht und Rohrleitungen sowie 
Geschossdecken gedämmt wer-
den. Ausgenommen werden hier 
aber Ein- und Zweifamilienhäu-
ser. In Deutschland entfallen al-
lerdings knapp 40 Millionen von 
56 Millionen Wohnungen auf 
Mehrfamilienhäuser. Die alte Ein-
sparverordnung litt unter man-
gelnder Kontrolle der Vorschrif-
ten. Jetzt soll der Schornsteinfe-
ger die Einhaltung überwachen 
und notfalls Verstöße an die Bau-
Ordnungsämter melden, die Buß-
gelder verhängen können.

Heizkosten und Stromzähler

Die Heizkosten müssen künftig 
mindestens zu 70 Prozent nach 
dem individuellen Verbrauch be-

rechnet werden. Bisher konnten 
sie in Mehrfamilienhäusern je 
zur Hälfte nach Verbrauch und 
Wohnfläche aufgeteilt werden. 

Zudem sollen freiwillig intelli-
gente Zähler für den Strom- und 
Gasverbrauch eingebaut werden 
können, die den Verbrauch bei-
spielsweise nach Geräten und 
Zeiten aufschlüsseln.

Stromleitungen

Vorangebracht werden soll der 
Bau neuer Fernleitungen, die den 

Windstrom von der Küste in die 
Industriegebiete des Südens und 
Westens bringen. 

Strittig war zwischen Umwelt- 
und Wirtschaftsministerium, ob 
die Kabel unter die Erde verlegt 
werden müssen oder als Über-
landleitungen gebaut werden 
können. In Pilotprojekten sollen 
jetzt zwei Erdkabel-Trassen ge-
baut werden können, die Gleich-
strom transportieren sollen. Da-
bei entstehen weniger Energie-
verluste beim Transport.

Zweites Klimaschutzpaket 
beschlossen

ANZEIGE
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Kürzlich lud der Vorstand von 
Haus & Grund in Parchim die 
organisierten Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer der Um-
gebung zur Mitgliedervollver-
sammlung 2008 ein. 

Neben der Rechenschaftslegun-
gen des Vorstandes und der Revi-
sionskommission standen in die-
sem Jahr zwei wichtige Themen – 
die viel diskutierten Energiepäs-
se und Neuregelungen zum Erb-
schaftrecht – auf dem Programm. 
Beides sind brisante Themen für 
Grundeigentümer.

Unser Vorstandsmitglied, Herr 
Wolfgang Rauchfuss, referierte 
zum Thema der Einführung von 
Energiepässen. Den Energiepass 
betrachten wir Parchimer Eigen-
tümer nach wie vor sehr kritisch, 
sowohl hinsichtlich ihrer Aussa-
gekraft als auch deren Wirksam-
keit. Dennoch wird der Pass ab 
Juli 2008 Pflicht. 

Es gibt zwei Formen mit un-
terschiedlichen Aussagen: den 
Bedarfs- und den Verbrauchs-
ausweis. Hauseigentümer kön-
nen, aber nur noch bis Septem-

ber 2008 wählen, welchen sie 
beantragen wollen. Ab Oktober 
2008 gilt der Verbrauchsausweis, 
der auch wesentlich mehr kos-
tet. Bitte beschäftigen Sie sich 
mit den Inhalten der Pässe und 
beantragen Sie rechtzeitig einen. 
Der Vorstand von Haus & Grund 
Parchim gibt gern Antworten auf 
Ihre Fragen, auch wenn Sie kein 
Mitglied unseres Vereins sind, 

(gegen eine geringe Beratungs-
gebühr). Beide Pässe haben zehn 
Jahre Gültigkeit und können nur 
von der Steuer abgesetzt, nicht 
über die Betriebskosten umgelegt 
werden. In unserem Beratungs-
büro, in der August-Bebel-Stra-
ße 1 in Parchim stehen wichtiges 
Material zur Verfügung, Frage-
bögen dazu und Vorstandsmit-
glieder, die Ihnen Ihre Fragen 

beantworten können. Bitte zö-
gern Sie nicht länger, denn die 
Überziehung der Frist, Pflicht ab 
Juli 2008, kann noch teurer wer-
den. Für die Bearbeitung Ihrer 
Anträge ist die Schornsteinfeger-
innung des Landes oder unsere 
auch örtlich anzutreffende Firma 
Brunata zuständig. Die Sprech-
zeiten des Vorstandes bleiben 
jeden Dienstag von 16.00 bis 
18.00 Uhr oder nach telefoni-
scher Vereinbarung.

Ein weiteres Vorstandsmit-
glied unseres Parchimer Vereins, 
Herr Rechtsanwalt Hübner, in-
formierte über den Stand  der 
Neuregelungen im Erbschafts-
recht. Die Bundesregierung wur-
de durch das BVG und das Bun-
desfinanzgericht verpflichtet, 
bis 31.12.2008 Neuregelungen 
im Erbschaftrecht zu verabschie-
den. Einige bekannte Eckpunkte 
der vorgesehenen Neuregelung 
sollen hier informatorisch ge-
nannt werden. Finanzielles Erbe 
und Immobilien werden künf-
tig unterschiedlich bewertet, den 
Grundeigentümern wird dabei in 
die Tasche gegriffen !!! 

Neu ist auch die Vorvererbung 
gegen Geld, sowie eine Anerken-
nung von Pflegeleistungen nach 
Pflegestufen. Auch die Pflicht-
teilsregelungen wurden ergänzt. 
Angestrebt ist in diesem Zusam-
menhang eine Modifizierung des 
Erbschaftsteuerrechts. Detaillier-
te Angaben kann unseren Par-
chimer Mitgliedern sicher Ihr 
Rechtsanwalt geben oder Sie 
wenden sich direkt an unseren 
Fachanwalt für Erbschaftrecht, 
Herrn RA Hübner.

Der bislang tätige Vorstand 
wurde entlastet und abschlie-

ßend von den Mitgliedern des 
Vereins einstimmig neu gewählt. 
Somit heißt unser Vorsitzender 
weiterhin Manfred Paßgang. Un-
sere Parchimer Haus & Grund-
Mitglieder überbrachten dem 
neuen Vorstand herzliche Glück-
wünsche zur Wiederwahl und 
bauen auf eine weitere, gute Ar-
beit im Interesse unserer organi-
sierten Haus-, Wohnungs- und 
Grundeigentümer der Parchimer 
Region.

RENATE RÜHE
Büroleiterin des Vereins 

Haus & Grund Parchim

Haus & Grund Parchim
Mitgliederversammlung informierte über wichtige Neuregelungen

Unser Land nimmt nach An-
gaben der Landesregierung von 
2008 bis 2009 an Modellvorha-
ben der Raumordnung „Über-
regionale Partnerschaften – In-
novative Projekte zur stadtregio-
nalen Kooperation, Vernetzung 
und gemeinsamen großräumi-
gen Verantwortung“ teil. 

Das Modellvorhaben wurde im 
Jahr 2007 vom Bundesministeri-
um für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung ausgelobt. Mecklen-
burg-Vorpommern hat sich an 
zwei Projektanträgen „Koopera-
tion und Vernetzung im Nord-
osten“ (gemeinsam mit den Län-
dern Berlin und Brandenburg) 
und „Großräumige Partnerschaft 
Norddeutschland/Metropolregi-
on Hamburg“ (gemeinsam mit 
den Ländern Schleswig-Holstein, 
Hamburg und Niedersachsen) be-
teiligt. Beide Projektanträge wur-
den bei der Auswahl berücksich-
tigt. Die Modellvorhaben zielen 
inhaltlich auf Metropolregionen 
mit ihren Verflechtungsberei-
chen. Es sollen Wege aufgezeigt 
werden, wie Metropolen, Wachs-
tumsräume auch außerhalb der 
Metropolräume und ländlich 
strukturierte Gebiete Partner-
schaften entwickeln und stärken 
können.

Ziel einer Projekt-
partnerschaft

Das Ziel der Projektpartner-
schaft ist es, den Zusammenhalt 
im Nordosten zu stärken, die 
wirtschaftliche Entwicklung des 

Gesamtraumes und in den Teil-
räumen zu unterstützen. Das Pro-
jekt soll die erheblichen Potenzi-
ale der Region als Logistikdreh-
scheibe zwischen den deutschen 
Ostseehäfen und der Hauptstadt-
region Berlin-Brandenburg akti-
vieren helfen sowie einen Beitrag 
zur Profilierung des zentraleuro-
päischen Ostsee-Adria-Korridors 
leisten. Darüber hinaus zielt das 
Projekt auf die wirtschaftliche 
Stärkung des Gesamtraumes, ins-
besondere auf die Aktivierung 
von wirtschaftlichen Potenzia-
len, die sich aus der Komple-
mentarität der unterschiedlichen 
Funktionen der Metropole und 
Hauptstadtregion Berlin/Bran-
denburg, der Ostseeküste und 
nicht zuletzt der ländlich struk-
turierten Gebiete ergeben.

Beteiligung am Projekt

Insgesamt sind zwanzig öffent-
liche und private Partner, darun-
ter fünf Industrie- und Handels-
kammern, sechs Kommunen, die 
Seehäfen Rostock und Sassnitz, 
vier Regionale Planungsverbände 
sowie Landkreise beteiligt. Von 
der Zusammenarbeit wird ein er-
höhtes Verantwortungsbewusst-
sein für die wirtschaftliche Ent-
wicklung des Gesamtraums mit 
der Metropole, den Städten und 
den ländlichen Räumen und ein 
Beitrag zu mehr Beschäftigung 
vor allem in den Branchen Ver-
kehr und Logistik, Energie, Er-
nährung sowie Maschinenbau 
erwartet.

Überregionale Kooperation und 
Vernetzung mit dem Nordosten 

In seinem Urteil vom 15.3.2007 
hat der Bundesfinanzhof (Az.: 
VI R 31/05) über die steuerliche 
Abzugsfähigkeit der doppelten 
Haushaltsführung bei nichtehe-
lichen Lebensgemeinschaften 
entschieden. 

Dabei ging es unter anderem 
um die Frage, ob ein nichteheli-
ches Paar, das an verschiedenen 
Wohnorten lebt und arbeitet, 
von der so genannten doppel-
ten Haushaltsführung profitieren 
kann oder ob es mit Ehepaa-
ren gleichgestellt wird. Mehr-
aufwendungen für eine doppel-
te Haushaltsführung können als 
Werbungskosten nach § 9 Abs.1 
Nr. 5 Einkommensteuergesetz 
(EStG) geltend gemacht werden, 
wenn jemand aus beruflichem 
Anlass nicht an seinem eigentli-
chen Wohnort arbeitet und da-
her am Ort der Arbeit einen zwei-
ten Haushalt errichten muss. 

Voraussetzung für die Anerken-
nung der Mehraufwendungen 
(Umzugskosten, Fahrtkosten für 
Heimfahrten, Unterkunftskos-
ten, Verpflegungsmehraufwen-
dungen etc.) ist, dass der Lebens-
mittelpunkt am eigentlichen 
Wohnort erhalten bleibt und die 
Errichtung des Zweithaushalts 
beruflich veranlasst ist.

Normalfall der doppelten 
Haushaltsführung

Klassische Beispiele sind etwa 
der allein lebende Arbeitnehmer, 
der vorübergehend für einige 
Monate für seinen Arbeitgeber 
in einer anderen Stadt oder gar 
im Ausland tätig wird. Sein Le-
bensmittelpunkt verlagert sich 
für den begrenzten Zeitraum 
nicht an den Beschäftigungsort, 
sondern bleibt am Hauptwohn-
ort bestehen. Oder Ehepartner, 

die beide berufstätig sind. Sie ha-
ben eine gemeinsame Ehewoh-
nung, doch der Arbeitsplatz ei-
nes Ehepartners ist so weit von 
dieser entfernt, dass er dort un-
ter der Woche einen Zweithaus-
halt führt. Ausreichend dafür ist 
bereits das Anmieten eines mö-
blierten Zimmers, es bedarf für 
den Zweithaushalt am Beschäf-
tigungsort keiner vollwertigen 
Haushaltsführung.

Bisherige Ausnahme-
regelungen für Ehepaare

Von der Voraussetzung, dass 
eine doppelte Haushaltsführung 
beruflich und gerade nicht pri-
vat veranlasst sein muss, lassen 
die Finanzbehörden in einem be-
stimmten Fall für Ehepaare eine 
Ausnahme zu: Sind beide Partner 
vor der Eheschließung berufstä-
tig und leben an verschiedenen 
Beschäftigungsorten und erklä-
ren dann anlässlich ihrer Ehe-
schließung eine der beiden Woh-
nungen zur „gemeinsamen Ehe-
wohnung“, so wird dieser private 
Anlass einem beruflichen Anlass 
gleichgestellt. Der Ehepartner, 
dessen Wohnung nicht Ehewoh-
nung wird, kann für seine bishe-
rige Wohnung die Mehraufwen-
dungen als Werbungskosten für 
doppelte Haushaltsführung gel-
tend machen, so der Bundesfi-
nanzhof (BFH, bereits 4.10.1989, 
Az.: VI R 44/88). 

Hintergrund dieser Ausnah-
me ist der verfassungsrechtlich 
verankerte Schutz von Ehe und 
Familie aus Art. 6 Grundgesetz 
(GG). Wird jedoch erst einige 
Zeit nach der Eheschließung ei-
ne gemeinsame Ehewohnung 
bestimmt, gilt diese Ausnah-
me nicht mehr, weil dies nicht 
mehr „anlässlich der Eheschlie-
ßung“ erfolgte und somit auch 

der Schutz des Art. 6 GG nicht 
mehr greift.

Übertragbarkeit auf 
gleichgeschlechtliche 
Partnerschaften?

Der BFH hat mit Urteil vom 
20.7.2006 (Az.: III R 8/04) ent-
schieden, dass das Gleichheits-
gebot des Art. 3 Abs. 1 GG nicht 
gebietet, dass gleichgeschlechtli-
che eingetragene Lebenspartner-
schaften mit Ehepaaren steuer-
lich gleich zu behandeln sind. 
Er hat damit die Zusammenver-
anlagung für eingetragene Le-
benspartnerschaften abgelehnt 
unter Verweis auf die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungs-
gerichts, wonach eine ungleiche 
steuerliche Belastung von Ehe-
paaren und eingetragenen Le-
benspartnerschaften durch Art. 6 
Abs. 1 GG, der die Ehe besonders 
schützt, gerechtfertigt ist. Daraus 
folgt auch, dass die Ausnahme 
zur doppelten Haushaltsführung 
bei Ehepaaren anlässlich der 
Eheschließung nicht auf einge-
tragene Lebenspartner übertrag-
bar ist.

Ausnahmeregelungen 
für nichteheliche 
Lebenspartner?

Eine doppelte Haushaltsfüh-
rung hat der BFH bereits 1988 
auch bei nichtehelichen Le-
bensgemeinschaften anerkannt, 
wenn die Lebenspartner mit ei-
nem gemeinsamen Kind in ei-
ner gemeinsamen Wohnung auf 
Dauer bereits zusammenleben 
und einer der Partner beruflich 
veranlasst auswärtig tätig wird. 
In einem solchen Fall liegt in 
der gemeinsamen Wohnung ein 
„Familienhaushalt“ vor, der den 
Anforderungen des § 9 Abs. 1 

Nr. 5 EStG genügt. Die Aufwen-
dungen für den Zweithaushalt 
sind abzugsfähig.

Entscheidung des BFH

In seiner aktuellen Entschei-
dung zu diesem Themenkreis 
musste der BFH über die Fra-
ge entscheiden, ob und wie die 
Ausnahmeregelung für Ehepaare 
zur doppelten Haushaltsführung 
anlässlich der Eheschließung auf 
nicht eheliche Lebensgemein-
schaften übertragbar ist. In sei-
nem Urteil vom 15.3.2007 führt 
der BFH aus, dass eine doppelte 
Haushaltsführung bei nichteheli-
chen Lebenspartnern ebenso wie 
bei Ehepaaren anerkannt werden 
kann, wenn beide berufstätig 
sind, dabei an verschiedenen Be-
schäftigungsorten leben und an-
lässlich der Geburt eines gemein-
samen Kindes eine der beiden 
Wohnungen zur gemeinsamen 
Familienwohnung erklären. Der 
private Anlass der Kindesgeburt 
wird dem ebenfalls privaten An-
lass der Eheschließung gleichge-
stellt. Weil mit der Geburt des ge-
meinsamen Kindes eine Familie 
entsteht, rechtfertigt der beson-
dere Schutz der Familie aus Art. 6 
GG diesen ausnahmsweise priva-
ten Anlass zur doppelten Haus-
haltsführung. Entscheidend ist 
aber auch hier der zeitliche Zu-
sammenhang zwischen Geburt 
und Bestimmung der gemeinsa-
men Familienwohnung.

So wies der BFH im konkreten 
Fall die Klage des Vaters auf An-
erkennung der doppelten Haus-
haltsführung ab, weil die Eltern 
des nichtehelichen Kindes erst 
zwei Jahre nach dessen Geburt 
den Wohnsitz der Mutter zur ge-
meinsamen Familienwohnung 
erklärt hatten.

H&G

Bundesfinanzhof zur doppelten Haushaltsführung 
nichtehelicher Lebensgemeinschaften

Fenster und Türen prägen ent-
scheidend das äußere Erschei-
nungsbild einer Immobilie. Pas-
sen sie nicht zur Architektur, 
können sie das Aussehen eines 
Hauses nachhaltig verunstalten. 
Daneben erfüllen insbesondere 
Fenster eine wichtige Funktion, 
wenn es um Wärmedämmung 
und das Wohnklima geht. Mar-
kisen, Jalousien und Rollladen 
tun ihr übriges, um dem „Treib-
hauseffekt“ im Wohnraum vor-
zubeugen.

Als besonders vielfältig haben 
sich dabei Schrägrollladensyste-
me erwiesen, denn die aus hoch-
wertigen und robusten Alupro-
filen gefertigten Elemente sind 
wahre Alleskönner. Ob spitze, 
schräge, halbrunde, runde oder 

gerade Fenster – die Schrägrollla-
den kennen fast keine Grenzen. 
Sie eignen sich für jede Form, für 
jeden Winkel und für jede Nei-
gung. Dabei beschatten sie stets 
zuverlässig und bieten sicheren 
Schutz vor Hagel, Hitze oder all-
zu neugierige Blicke. 

Schrägrollladen sind in jeder 
Höhe positionierbar. Halb ge-
öffnet, vermeiden sie oft schon 
grelle Sonnenlichteinstrahlung, 
schützen Möbel und Pflanzen, 
lassen die Bewohner aber nicht 
im Dunkeln sitzen. Mit dem Roll-
ladenprofil „Select“ kann man 
Licht und Schatten beliebig ge-
stalten, denn es ermöglicht auch 
eine nur partielle Beschattung. 

Infos unter www.rollladen.de

Schrägrollläden schaffen 
Wohlfühlklima auch bei 
sommerlicher Hitze

Schrägrollläden sind flexibel einsetzbar. Sie eignen sich sowohl für 
gerade oder runde Fenster als auch für schräge, halbrunde oder – 
wie hier – spitze Ausführungen.

Stark verändern wird sich auch das Altstadtzentrum von Schwerin in 
den nächsten Jahren.

Öffentliche Vorstands-
sitzung im September bei 
Haus & Grund Schwerin

Liebe Schweriner 
Haus & Grund-Mitglieder,

die nächste „Öffentliche Vor-
standssitzung“ des Ortsvereins 
Haus & Grund Schwerin e.V. 
wurde nach den Sommerfe-
rien für den 25. September 2008 
abends im Hotel Schlossblick 
eingeplant. 

Eine konkrete Einladung zu 
dieser offenen Sitzung werden 
wir in der September-Zeitung 

„Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern“ veröffentlichen. 
Auch hier werden Vorstandsmit-
glieder in der bereits bewährten, 
offenen und transparenten Form 
den Fragen und Hinweisen der 
Schweriner Vereinsmitglieder zur 
Verfügung stehen. 

In der abschließenden gemütli-
chen Gesprächsrunde wollen wir 
bei einem Glas Wein oder Bier 
den Kontakt zu unseren Schwe-
riner Haus & Grund-Mitgliedern 
noch weiter vertrauensvoll unter-
mauern.

IHR VORSTAND
Haus & Grund Schwerin 

Vorankündigung
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Schon gewusst?
Die Zeitungsseiten der letzten Jahre 

auch im Internet lesen:
www.Haus-und-Grund-MV.de

Rubrik: Landesverbandszeitung

Mit dem In-Kraft-Treten des 
neuen Erbschaftsteuerrechts 
wird ab dem 1.7.2008 gerech-
net. Das zu erwartende neue 
Erbschaftsteuerrecht hat wohl 
auch Auswirkungen auf das 
Pflichtteilsrecht. 

Bekanntlich steht der Pflicht-
teilsanspruch in Geld in Höhe 
der Hälfte des gesetzlichen Erb-
teils engen Verwandten zu, die 
durch Testament oder Erbvertrag 
von der gesetzlichen Erbfolge 
ausgeschlossen sind. Pflichtteils-
ansprüche erlangen in der Form 
von Pflichtteilsergänzungsan-
sprüchen auch Bedeutung, wenn 
z. B. der Verstorbene zu Lebzeiten 
wesentliche Vermögensgegen-
stände weggeschenkt hat. Das 
neue Erbschaftsteuerrecht sieht 
eine Erhöhung der persönlichen 
Freibeträge vor. Die Steuerfreibe-
träge werden sich gerade bei den 
Personen wesentlich ändern, die 
zum Kreis der Pflichtteilsberech-
tigten gehören. 

So erhöht sich nach zukünfti-
gem Recht der Freibetrag 

• bei Ehegatten von 307.000 Eu-
ro auf 500.000 Euro, 

• bei Abkömmlingen von 205.000 
auf 400.000 Euro und 

• bei Eltern von 51.200 Euro auf 
100.000 Euro, wenn sie von ih-
rem verstorbenen Kind erben.

 
Dabei stehen die Freibeträge 

des Erbschaftsteuerrechtes auch 
den Pflichtteilsberechtigten zur 
Seite, unabhängig davon, ob sie 
neben ihrer Pflichtteilsberechti-
gung auch noch durch Verfü-
gung von Todeswegen etwas ge-
erbt haben. 

Vor dem Hintergrund der be-
schriebenen Änderungen kann es 
für die genannten Personengrup-
pen sinnvoll sein, durch Erbfall 
erlangte Pflichtteilsansprüche 
zunächst zurückzustellen, noch 
nicht geltend zu machen und 
erst das In-Kraft-Treten der Ände-
rungen im neuen Erbschaftsteu-
errecht abzuwarten.

Besonderheiten: 

Pflichtteilsansprüche entstehen 
zivilrechtlich bereits mit dem 
Erbfall (§ 2317 Abs. 1 BGB). Die 
Erbschaftsteuer darauf entsteht 
dagegen erst, wenn der Pflicht-
teilsanspruch geltend gemacht 

wird (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 b ErbStG). 
Der Pflichtteilsberechtigte kann 
es somit durch sein eigenes Ver-
halten steuern, ob und zu wel-
chem Zeitpunkt eine Erbschaft-
steuer auf den Pflichtteil entsteht 
und welches Recht dafür gilt. 
Man kann also ganz legal höhere 
Freibeträge ausnutzen und dann 
z. B. einen Pflichtteilsanspruch 
aus der Erbschaftsbesteuerung 
heraushalten, der nach dem bis-
lang noch anwendbaren Recht 
unter die Erbschaftsteuer fiele. 
Dann bleibt die Frage, wann der 
Pflichtteilsanspruch im Sinne 
des Erbschaftsteuerrechts geltend 
gemacht wird. Entscheidend ist 
das ernstliche Verlangen auf Er-
füllung des Pflichtteilsanspruchs. 
Eine abschließende Bezifferung 
des Anspruchs in der Höhe ist 
nicht notwendig. 

Ein bloßes Auskunftsbegehren 
oder eine Auskunftsklage über 
den Nachlass und seine Wer-
te, von denen der Pflichtteil be-
kanntlich berechnet wird, stellen 
noch keine steuerbedeutsame 
Vorgehensweise dar. In diesen 
Fällen ist der Pflichtteilsanspruch 
noch nicht geltend gemacht. Un-
ter den Juristen streitig ist dies al-

lerdings für eine Stufenklage, bei 
der der Antrag auf Zahlung der 
noch zu berechnenden Pflicht-
teilsbeträge bereits mit der Erhe-
bung des Anspruchs und schon 
vor seiner Bezifferung gerichtlich 
eingeklagt wird. 

Hinweis: 

Der Pflichtteilsberechtigte, der 
sich auf ein bloßes Auskunfts-
begehren beschränkt, lässt da-
mit unstreitig keinen Steuertat-
bestand entstehen. Sollte noch 
keine Verjährung des Pflichtteils-
anspruchs drohen (§ 2332 BGB), 
so empfiehlt es sich, vor dem 
In-Kraft-Treten des neuen Erb-
schaftsteuerrechts die Höhe des 
Pflichtteils zu klären, ohne dass 
die Erfüllung dieses Anspruchs 
bereits durch eine Zahlungsklage 
gerichtlich begehrt wird. 

Liegt dann der zu erwartende 
Pflichtteilsbetrag über den noch 
aktuellen Freibeträgen, so kann 
es also sinnvoll sein, den An-
spruch erst unter der Geltung des 
neuen Erbschaftsteuerrechts ein-
zufordern. 

H&G M-V

Mit der Thematik „Bauphysik 
und Bausanierung“ beschäftigt 
sich eine Veranstaltung, die vom 
13. – 15.11.2008 im Ostseebad 
Heringsdorf stattfinden wird. 
Das berichtete uns der Bundes-
verband Feuchte & Altbausanie-
rung e. V. als Veranstalter.

Die Sanierung bestehender, 
möglicherweise sogar denkmal-
geschützter Bausubstanz ist in 
der Regel mit neuen, modernen 
Nutzungskonzepten verbunden 
und stellt besonders hohe An-
sprüche an Planer, Sachverstän-
dige und Bauausführende. Für 
den nachhaltigen Erfolg von Sa-
nierungsvorhaben ist daher auch 
für die Eigentümer eine sorgfälti-
ge Vorbereitung und Analyse des 
Bestandes mit Hilfe moderner Di-
agnostikverfahren unerlässlich. 

Die Bestandsdaten bilden dann 
die Grundlage für bauphysika-
lische Untersuchungen zum 
Feuchte-, und Wärmeschutz und 

damit für die Optimierung des 
auf die Nutzung zugeschnittenen 
Raumklimas unter minimalem 
Energieeinsatz für Heizung, Lüf-
tung und Kühlung.

Ziel der diesjährigen 19. Han-
seatischen Sanierungstage zum 
Thema „Bauphysik und Bausa-
nierung“ ist es, die Relevanz ei-
ner ganzheitlichen Betrachtung 
für die Verbesserung der Bauqua-
lität aufzuzeigen. Die dreitägige 
Veranstaltung gliedert sich in sie-
ben Sektionen und startet am 
Donnerstagmittag mit Einfüh-
rungsvorträgen sowie der Verlei-
hung des Nachwuchs-Innovati-
onspreises Bauwerkserhaltung, 
der alljährlich vom Beuth Ver-
lag Berlin, dem Bundesverband 
Feuchte & Altbausanierung e.V. 
sowie dem Dahlberg-Institut 
Wismar ausgelobt wird. 

Prof. Dr. S. Siegesmund, Göt-
tingen erläutert in seinem Vor-
trag „Neue Steine und alte Sor-
gen“ Sicherheitsrisiken und Sa-

nierungsstrategien für Fassaden-
platten aus Naturstein. Abends 
steht noch ein Rechtsvortrag 
zum Thema Erfolgshaftung bei 
der Altbausanierung auf dem 
Programm.

Am Freitag widmen sich je-
weils zwei Sektionen den Schwer-
punkten Bautenschutz und Holz-
schutz. In den Sektionen Bau-
tenschutz werden Sanierungs-
möglichkeiten für historischen 
Kunststein, für Kirchengewölbe 
und vernässte Kellerräume vor-
gestellt. Weitere Themen sind 
der Bearbeitungsstand der DIN 
18195 sowie Festigkeitsuntersu-
chungen von Bestandsmauer-
werk. Thema des Vortrags von 
Prof. Dr. H. Venzmer ist die Beur-
teilung von Injektionsmittelab-
dichtungen durch Sachverständi-
ge. Im Bereich Holzschutz stehen 
u. a. Vorträge zur Ertüchtigung 
historischer Holzbalkendecken, 
zur Bekämpfung von Splintholz-
käfer- und Hausschwammbefall 

und zur Dauerhaftigkeit wirt-
schaftlich bedeutender Holzar-
ten bei verschiedener Beanspru-
chung auf dem Programm. Bau-
direktor B. Radovic, Stuttgart gibt 
einen Überblick über den aktuel-
len Stand der DIN 68 800.

Der Samstagvormittag ist den 
Themen Raumklima und Techni-
sche Gebäudeausrüstung gewid-
met. Über Optimierungspotenzi-
al im Spannungsfeld von Denk-
malpflege und Energieeinspa-
rung berichten u. a. Prof. Dr. H. 
Garrecht, Darmstadt und Prof. 
Dr. H. Stopp, Cottbus. Schluss-
punkt der Veranstaltung bildet 
eine Führung durch die ehema-
lige Heeresversuchsanstalt Pe-
enemünde. Das komplette Pro-
gramm, und Anmeldeformular 
sind unter www.bufas-ev.de ab-
rufbar. 

Die Tagungsgebühren betragen 
für BuFAS-Mitglieder 270 Euro 
und für Nichtmitglieder sogar 
420 Euro.

Pflichtteilsansprüche in der neuen 
Erbschaftsteuer 

19. Hanseatische Sanierungstage auf Usedom

Frage: Einer meiner Mieter will 
seine Nettokaltmiete mindern, 
weil ihn seit mehreren Wochen 
der Nachbarschaftslärm (Musik) 
eines unmittelbaren Nachbarn 
stört. Das hat er mir in einem 
Brief mitgeteilt. Gehört in der 
Wohnung konsumierte Musik 
denn zum Nachbarschaftslärm – 
und wie soll ich mich als Eigen-
tümer des Hauses verhalten?

Antwort: Alle Geräusche, die 
durch Tätigkeiten oder Handlun-
gen von Privatpersonen in der 
Nachbarschaft hervorgerufen 
werden und durch ihre Lautstär-
ke störend oder belästigend wir-
ken, werden allgemein als Nach-
barschaftslärm bezeichnet. Zu 
derartigen Geräuschen gehören 
beispielsweise die laute Radio- 
oder Fernsehwiedergabe, Partys, 
Heimwerkerarbeiten in der Woh-
nung oder im Garten oder auch 
der Betrieb von Fahrzeugen bzw. 
Maschinen auf privatem Gelän-
de. 

Zum Schutz vor Nachbar-
schaftslärm existieren keine spe-
ziellen bundeseinheitlichen ge-
setzlichen Regelungen. Hinweise 
finden sich in Landesimmissions-
schutzgesetzen der Bundeslän-
der, in Regelungen der Kommu-
nen oder auch in Hausordnun-
gen. In bestimmten Fällen kann 
auch das Bürgerliche Gesetzbuch 
(§ 906 und § 1004) Anwendung 
finden. Um Menschen in Wohn-

räumen vor unzumutbaren Be-
lästigungen durch Schallüber-
tragung zu schützen, wurden in 
der DIN 4109 „Schallschutz im 
Hochbau – Anforderungen und 
Nachweise“ Anforderungen an 
den Schallschutz festgelegt. Die-
se Norm gilt u. a. zum Schutz 
gegen Geräusche, z. B. Sprache, 
Musik, Gehen, aus fremden Räu-
men. Auch bei Erfüllung der An-
forderungen ist nicht zu erwar-
ten, dass Geräusche von außen 
und innen nicht mehr wahrge-
nommen werden. Im Bereich des 
Nachbarschaftslärms  entschei-
den häufig eine Information 
über die Lärmquelle und die Ein-
stellung zu ihr, ob ein Geräusch 
überhaupt als Lärm betrachtet 
wird. Sprechen Sie gegebenen-
falls mit anderen Nachbarn, ob 
diese sich auch gestört fühlen.

Liegt eine Belästigung oder Stö-
rung vor, sollte der Verursacher 
immer der erste Ansprechpartner 
sein. Mieter oder Vermieter kön-
nen als nächste Ansprechpartner 
die Ordnungsbehörde anrufen. 
Nur als letzte Möglichkeit bleibt 
der private Rechtsweg, der je-
doch durch Zeugen oder eindeu-
tige Beweismittel unterlegt sein 
sollte. Vor einem solchen Schritt 
sollten Sie sich jedoch Informa-
tionen über den Erfolg oder Miss-
erfolg einer Klage unbedingt ein-
holen und die Folgen für das 
nachbarschaftliche Klima beden-
ken.

LESERFRAGE

Nachbarschaftslärm: Kann ein 
Mieter ohne meine Zustimmung 
seine Miete mindern?

Gemeinsame Aktion des Förder-
vereins „BUGA 2009“ und „Haus 
& Grund Schwerin e.V.“ geplant

Die Bundesgartenschau 2009 
in Schwerin wird eine besonde-
re Ausstellung sein. Gleich drei 
Merkmale heben sie aus der über 
50-jährigen Geschichte der Bun-
desgartenschauen heraus: Im 
Mittelpunkt der vom 23. April
2009 bis zum 11. Oktober 2009 
dauernden Exposition steht die 
historische Entwicklung der Gar-
tenbaukunst vom 18. Jahrhun-
dert bis heute. 

Damit ist die Schweriner Aus-
stellung eine Bundesgartenschau 
im eigentlichen Wortsinn. Zum 
anderen wird die BUGA in der 
Landeshauptstadt Mecklenburg-
Vorpommerns eine sehr kom-
pakte Schau. Alle Ausstellungs-
areale sind rund um das Schwe-
riner Schloss in unmittelbarer 
Nachbarschaft der Altstadt, in 
der auch viele unserer privaten 
Haus-, Wohnungs- und Grund-
eigentümer des Schweriner Haus 
& Grund-Vereins wohnen, zu er-
reichen.

Auch der Ortsverein Haus & 
Grund Schwerin wird dabei sein: 
„Wer hat den schönsten Vorgar-
ten bzw. die attraktivste Fassaden-
gestaltung mit Grün und Blumen 
im nahen altstädtischen Bereich 
der BUGA 2009 in Schwerin“?

Darüber wird im Moment eine 
Ausschreibung für den Wettbe-
werb von Mitgliedern des Vor-
stands Haus & Grund Schwerin 
im Zusammenwirken mit dem 
Förderverein BUGA 2009 erstellt. 
Der Vorstand des Ortsvereins 
Haus & Grund Schwerin wird 
für die Auszeichnung von Mit-
gliedern mit dem „Ersten Preis“ 
500,00 Euro – jeweils ein Mal im 
Jahr 2008 und 2009 – zur Verfü-
gung stellen. Die Auszeichnung 
in 2009 wird wahrscheinlich im 
Rahmen einer öffentlichen BU-
GA-Veranstaltung öffentlich er-
folgen.

Die Redaktion wird ihnen in 
den nächsten Ausgaben weiteres 
zur Ausschreibung und den Be-
dingungen für eine Bewerbung 
um den Preis berichten.

H&G SN

Bundesgartenschau 2009

Ein Gruß erreichte uns aus 
Graal-Müritz, eines der schöns-
ten Seeheilbäder Mecklenburg-
Vorpommerns. 

Der Ort erstreckt sich rund 
fünf Kilometer entlang am Ost-
seestrand. Die idyllische Lage 
als Tor zur Halbinsel Fischland/
Darß/Zingst, umgeben von der 
„Rostocker Heide“ und die Nä-
he zur Hansestadt Rostock ma-
chen den besonderen Reiz der 
4.000 Einwohner zählenden Ge-
meinde aus, in der über Jahre 
Hans-Jürgen Grönert dem Haus 
& Grund-Verein vorstand, dem 
wir für sein bisheriges Wirken 
danken. 

Der Ortsverein Haus & Grund 
Graal-Müritz hat inzwischen als 

neuen Vorsitzenden Herrn Hans-
jörg Seidel gewählt, dem wir für 
seine künftige Vorstandsarbeit 
– auch im Landesvorstand von 
Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern – viel Erfolg wün-
schen. 

Wie in vielen ehemaligen Fi-
scherdörfern findet man in 
Graal-Müritz neben den vielen 
neuen, modernen Bauten auch 
noch wenige, sehr schön restau-
rierte, alte Fischerkaten.

Neue Vereinsanschrift:

Haus- und Grundeigentümer-
verein Graal-Müritz e.V.
Zur Koppenheide 66
D-18181 Graal-Müritz 
Tel./Fax: (03 82 06) 14 609

Haus & Grund Graal-Müritz berichtet
Hansjörg Seidel als neuer Vorstandsvorsitzender gewählt

Moderne Bauten, wie hier das Haus „Windrose“ bestimmen zuneh-
mend das Ortsbild von Graal-Müritz.

In Zeiten stetig steigender Ener-
giekosten ist ein sparsames 
Heizverhalten wichtiger denn je. 

Tägliches gründliches Lüften, 
Ausstellen der Heizung bei Ab-
wesenheit oder nachts und re-
gelmäßig entlüftete Heizkörper 
etwa helfen dabei, teure Heiz-
energie zu sparen, ohne  zu frie-
ren. Das alles macht allerdings 
nur wenig Sinn, wenn die Außen-
mauer nicht richtig isoliert ist. 
Gerade ältere Gebäude verfügen 
oft über eine mangelnde Außen-
dämmung, die viel kostbare Wär-
me entweichen lässt. Doch ei-
ne nachträgliche Isolierung muss 

zum Glück nicht aufwändig sein. 
Mit dem Dämmklinkersystem der 
Klinker-Zentrale ist schnell und 
unkompliziert eine zusätzliche 
Wand vor der bestehenden Wand 
angebracht, die bis zu 60 Pro-
zent Heizkosten einsparen helfen 
kann. Die effizienten Isolier- und 
Dämmeigenschaften des Systems 
schaffen ein angenehmes und ge-
sundes Raumklima, da das Haus 
nicht nur gegen Kälte und Hitze 
geschützt, sondern auch ein opti-
maler Luftfeuchtigkeitsaustausch 
gewährleistet ist. 

Die Raum- und Mauerfeuchtig-
keit im Hausinneren wird durch 
die atmungsaktive Beschaffen-

heit der Dämmklinker nach au-
ßen geleitet, Schlagregen oder 
Luftfeuchte von außen wiederum 
gelangen nicht an die eigentliche 
Hausmauer. 

Die Montage ist zudem denkbar 
einfach: Die Stegdämmplatten 
werden auf die vorbereitete Fas-
sade geklebt und verschraubt, die 
Tonklinker entlang der Stege, die 
die Fugenrichtung vorgeben, auf-
geklebt und Eckwinkelriemchen 
an Tür- und Fensterausschnitten 
sowie Hausecken angebracht. Auf 
Wunsch werden die Dämmstoff-
platten mit bereits aufgeklebten 
Klinkerriemchen geliefert. Die 
Arbeiten am Haus können vom 

Fachmann, aber auch vom erfah-
renen Hobbyhandwerker durch-
geführt werden, der so bis zu 
7.000 Euro Handwerkerkosten 
einsparen kann. Folgekosten sind 
bei dem Dämmklinkersystem der 
Klinker-Zentrale nicht zu erwar-
ten, da es wartungs- und reno-
vierungsfrei ist. Das macht die 
Nutzung natürlich auch für Neu-
baufassaden interessant. Je nach 
Dämmstoffstärke und Ausgangs-
mauerwerk kann das Dämmklin-
kersystem von der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau (KfW) geför-
dert werden. Mehr Infos: 

www.daemmklinker.de

Dämmklinkersystem für Hausfassaden hilft Heizkosten sparen
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Anklam Holger Krüger 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/5 45 26 1. Fr im Monat 19–21 Uhr 19258 Boizenburg Schützenstr. 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstr. 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstr. 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Str. 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Str. 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenb. Südbahnstr. 17

Neustrelitz Ursula Peuker 0 39 81/20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstr. 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71/26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Str. 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Str. 86

Rostock Bernd Läufer 03 81/45 58 74 Mo 17–19 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Str. 25 c

Waren Özden Weinreich 039 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Str. 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

H & G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Redaktion LV-Zeitung Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstr. 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Str. 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE
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Der Innenminister von Meck-
lenburg-Vorpommern Lorenz 
Caffier hat das von den sechs 
kreisfreien Städten des Landes 
im Juni vorgestellte Gutachten 
„mit Erstaunen zur Kenntnis 
genommen“. 

„Das Votum des Gutachtens 
hat mich nicht völlig überrascht. 
Selbstverständlich werden wir 
es gründlich analysieren und in 
unseren Abwägungsprozess ein-
beziehen. Wir müssen eine Re-
form für das ganze Land ma-
chen. Deshalb werde ich mich 
dafür einsetzen, dass es zwischen 
den Zentren und dem ländli-
chen Raum einen fairen Aus-
gleich gibt und nicht eine Sei-
te auf Kosten der anderen Seite 
profitiert. Es geht mir bei der an-
stehenden Kreisgebietsreform so-
wohl um die Stärkung aller Zent-
ren als auch des ländlichen Rau-
mes. Die Zentren müssen geför-
dert werden, ohne die ländlichen 
Gebiete veröden zu lassen. 

Wenn der Rostocker Ober-
bürgermeister Roland Meth-
ling betont, dass die Städte sich 
bei der anstehenden Reform 
nicht auf Kosten der Landkreise 
sanieren dürfen, trifft er genau 
meinen Standpunkt“. 

Innenminister Caffier hat-
te den Beschluss des Schweriner 
Landtages im April begrüßt, sich 
das Leitbild für eine Kreisgebiets-
reform zu eigen zu machen und 
forderte in diesem Zusammen-
hang die Kommunen und kom-
munalen Landesverbände auf, 
dem Ministerium ihre Vorstel-
lungen für die neuen Kreisstruk-
turen zu unterbreiten. Hier ver-
suchen natürlich alle Kreise, ihre 
persönlichen „Königreiche“ und 
eigenen Pfründe vorwiegend auf 
Kosten der Gemeinschaft zu si-
chern.

Haus & Grund Mecklenburg-
Vorpommern: Wenn wir die 
obere Presseverlautbarung unse-
res Innenministers lesen, ist es 
kaum zu fassen, dass er meint: 
„Ländliche Räume dürfen nicht 
veröden“ – es klingt von ihm 
fast wie Hohn. Seit mehr als ei-
nem Jahrzehnt versucht Haus & 
Grund darauf hinzuweisen, dass 
unser ländlicher Raum zuneh-
mend destrukturiert wird. 

Sei es der Verlust an Versor-
gungseinrichtungen im fla-
chen Land, die Abschaffung von 
Bus- und Stilllegung von Bahn-
anbindungen, die Einstellung 
von Postversorgungen sowie 
die „günstige“ Verschleuderung 

ganzer Land- und Waldregio-
nen an so genannte „Investo-
ren“. 

Längst wurden Großviehan-
lagen an „Investoren“ preiswert 
vergeben, die sich in den Regi-
onen mittlerweile wie Kolonial-
herren aufführen, Wald und Feld-
wege mit Großgeräten unpassier-
bar verunstalten und Müll, Gülle 
und Altreifen in das Land holen, 
um es in der Fläche zu „entsor-
gen“. 

Besonders unsere älteren Bür-
ger und Hauseigentümer müssen 
wegen der Strukturverödung ihre 
Heimat verlassen, wenn sie kei-
ne Autofahrer mehr sind. Erfährt 
unser geehrter Herr Innenminis-
ter dies alles wirklich nicht mehr 
von der Basis? 

Wenn die Landesregierung die-
ser Entvölkerungspraktik durch 
Strukturabbau nicht entgegen-
steuert, wird Mecklenburg-Vor-
pommern in einigen Jahren dies 
bitter beklagen. Sie ist gefordert, 
Kreisstrukturen für die Bürger 
zu gestalten, die deren regiona-
les Überleben sichert. Ansonsten 
wäre sie fehl am Platz!

H&G M-V

Die Baugenehmigungen sanken 
nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes 2007 deutlich, im 
Vergleich zum Vorjahr insgesamt 
um mehr als 26 Prozent. Exper-
ten sagen voraus, dass Eigentü-
mer nun vermehrt in den Aus-
bau ihres bestehenden Wohn-
raumes investieren werden. 
Doch dabei lauern Gefahren.

Den stärksten Rückgang bei 
den Genehmigungszahlen haben 
die Zweifamilienhäuser zu ver-
zeichnen. Fast 37 Prozent we-
niger wurden genehmigt. Und 
auch Einfamilienhäuser sind 
stark betroffen: Der Rückgang 
liegt immerhin bei 35 Prozent. 
Ursache für den frappierenden 
Schwund ist die Abschaffung der 
Eigenheimzulage seit dem 1. Ja-
nuar 2006. 

Die fünfstellige Subvention 
vom Staat war für viele der ent-
scheidende Impuls, um ein eige-
nes Haus zu bauen. Doch das ist 
über zwei Jahre her. Jetzt findet 
ein Umdenken statt. Bundesweit. 
Fachleute sprechen vom „Bauen 
im Bestand“, also dass bestehen-
de Räumlichkeiten aufgewertet 
und zu Wohnräumen umgebaut 
werden. 

War es vor einigen Jahren noch 
das Dachgeschoss, so entdecken 

die Hausbewohner nun den Kel-
ler als zusätzliche und äußerst 
wohnwerte Fläche. Wo gestern 
noch ein Keller war, soll morgen 
schon eine Bar stehen, ein Hob-
byraum zum Basteln oder ein 
Arbeitszimmer mit Schreibtisch 
und Ordnern. Viele Eigentümer 
fragen sich: Warum Verkauf der 
alten und Ankauf einer neuen 
Wohnung (inklusive Umzug), 
wenn die Grundlage für mehr 
Wohnraum bereits vorhanden 
ist? Dem ist schwer zu widerspre-
chen – gerade seit dem Wegfall 
der Eigenheimzulage. 

Abdichtung und 
Wärmedämmung prüfen 
ist wichtig

Eigentümer sind aber gut be-
raten, den Ausbau des Kellers in 
Ruhe und mit Bedacht vorzuneh-
men. Das Ganze sollte nämlich 
keinesfalls auf eine optische Auf-
wertung reduziert werden. Die 
entscheidende Frage lautet: Ist 
der Keller mit einer ausreichen-
den Abdichtung und Wärme-
dämmung für eine hochwertige 
Nutzung konzipiert worden? Ist 
das nicht der Fall, „dann steht 
eine hundertprozentige Nut-
zungsänderung des Kellers an“, 
erklärt Gerhard Lüth von Isotec. 

Mit ein paar kosmetischen Ver-
besserungen sei es nicht getan. 
„Wer Feuchtigkeitsabdichtungen 
nicht vorab prüft oder gar eine 
ausreichende Wärmedämmung 
vernachlässigt, wird am Ausbau 
der Kellerräume keine dauerhafte 
Freude haben.“ 

Eigenheimbesitzer sollten sich 
nur von solchen Firmen bera-
ten lassen, die objektspezifisch 
vorgehen und eine verbindliche 
Bauzustandsanalyse vornehmen. 
„Fragen Sie auch ganz offen nach 
der fachlichen Qualifikation des 
Personals oder Eignungs-Zertifi-
katen der eingesetzten Produk-
te, denn im Keller liegt das Fun-
dament des gesamten Bauwerks. 
Und daran sollten ausschließlich 
qualifizierte Fachkräfte arbeiten.

Infos: www.isotec-nwm.de

Bereits seit dem 1. Januar 2008 
gilt in Deutschland ein neues 
Unterhaltsrecht. 

Davon sollen in erster Linie 
die Kinder aus einer Ehe für den 
Fall der Trennung und Schei-
dung profitieren. Natürlich hat 
dies Auswirkungen auf den Ehe-
gattenunterhalt. Im Rahmen der 
Berechnung von Unterhaltsan-
sprüchen schlägt der „Wohnvor-
teil“ im Eigenheim finanziell zu 
Buche. 

Denn wenn Eheleute in einem 
Eigenheim leben, müssen sie kei-
ne Miete zahlen. Fällig werden in 
der Regel aber Zins, Tilgung und 
allgemeine Grundstückskosten. 
Dies beeinflusst den Unterhalts-
anspruch, weil der Elementarun-
terhalt einen bestimmten Miet-
anteil vorsieht, der durch den 
Vorteil des mietfreien Wohnens 
anfällt. 

Voraussetzung ist aber, dass Ei-
genheimbewohner überhaupt ei-
nen finanziellen Vorteil haben, 
was angesichts der hohen Kosten 
für die Eigenheimfinanzierung 
aber nicht selbstverständlich ist. 
Entsteht durch das Wohnen im 
Eigenheim kein finanzieller Vor-
teil, dann wird folglich auch kein 
Wohnvorteil berücksichtigt. Sind 
zum Beispiel 2.000 Euro mo-
natlich in die Finanzierung ei-
nes Hauses zu investieren, das 
einen ungefähren Mietwert von 
1.000 Euro zeigt, so besteht kein 
berechenbarer Wohnvorteil. 

Von einem Wohnvorteil kann 
man am ehesten ausgehen, wenn 
die unterhaltsberechtigte Per-
son zum Beispiel in einer schul-
denfreien Immobilie wohnt, die 
sie von den Eltern geschenkt 
bekommen hat. Es bleibt also 

bei einem ermittelten Unter-
haltsanspruch, ohne dass ein 
Mietwert mindernd angerechnet 
wird. 

So lange die Ehe noch nicht 
endgültig geschieden ist – zu-
mindest in den ersten zwei bis 
drei Jahren – sind die ehelichen 
Verhältnisse durch die Annuitä-
ten (Zins und Tilgung aus der 
Kreditbelastung) geprägt worden. 
Die Folge: Sie werden bei demje-
nigen Einkommen mindernd be-
rücksichtigt, der für die Kosten 
aufkommt. 

Es wären dabei 
folgende Einzelfälle zu 
unterscheiden:

Leben die Ehegatten getrennt, 
sind sie noch nicht geschieden 
und bleibt der unterhaltsbedürf-
tige Ehepartner in der gemein-
samen Wohnung zurück, dann 
trägt der unterhaltspflichtige 
Ehegatte in der Regel die Zins- 
und Tilgungsleistungen. Denn 
der andere – wohnende – Ehe-
partner kann sie oftmals nicht 
aufbringen. 

Folgen: 

Die Hausbelastungen vermin-
dern sein Einkommen. Vorab 
sind von dem Einkommen je-
doch staatliche Fördermittel 
nach dem Eigenheimzulagenge-
setz abzuziehen. Die ehelichen 
Lebensverhältnisse sind durch 
die Immobilienfinanzierung ge-
prägt worden. 

Gleichzeitig vermindert sich 
in diesem Fall der Unterhalts-
bedarf des im Haus verbliebe-
nen Ehegatten, weil er mietfrei 
wohnt. 

Begründung: 

Der Elementarunterhaltsan-
spruch beinhaltet einen Miet-
kostenanteil, der hier entfällt. 
Der Abschlag vom Unterhalts-
anspruch richtet sich, so lange 
die Eheleute getrennt leben, in 
der Regel danach, was der Un-
terhaltsberechtigte auf dem ört-
lichen Wohnungsmarkt für eine 
dem ehelichen Lebensstandard 
entsprechende angemessene klei-
nere Wohnung zahlen müsste. 
Das ist zum Beispiel bei einer 100 
Quadratmeter großen ehelichen 
Wohnung eine Zweieinhalb-Zim-
merwohnung für ihn allein.

Vorteilsberechnung:

Der volle Wohnwert der Im-
mobilie, also die auf dem Markt 
erzielbare Miete, die unter Um-
ständen mehr als das Doppel-
te ausmachen kann, darf nicht 
zu Lasten des zurückgebliebenen 
Ehegatten gehen. Hier bleibt es 
zunächst bei der so genannten 
„angemessenen Wohnvorteilsbe-
rechnung“. Wenn noch gemein-
same Kinder beim unterhaltsbe-
dürftigen Ehegatten in der ehe-
maligen gemeinsamen Familien-
wohnung mit leben, erhöht sich 
unter Umständen der Wohnwert 

zu seinen Lasten um ca. 15 bis 
20 Prozent des Kindesunterhalts-
anspruchs. Dieser Anspruch er-
gibt sich wiederum aus den Un-
terhaltstabellen. Sind die Ehegat-
ten getrennt, aber noch nicht 
geschieden und lebt der unter-
haltspflichtige Ehepartner in der 
ehelichen Wohnung, werden die 
Hauslasten einkommensmin-
dernd berücksichtigt, wenn er 
diese Lasten wegen seines höhe-
ren Einkommens allein trägt. 

Gleichzeitig muss er sich aber 
auch das mietfreie Wohnen an-
rechnen lassen. Auch hier wird 
nur der Wert für eine angemes-
sene Wohnung zu Grunde ge-
legt. Nach der Scheidung wird 
anders gerechnet, wenn einer 
der Ex-Partner in der ehemali-
gen ehelichen Wohnung woh-
nen bleiben will. Denn gerade 
bei unverhältnismäßig hohen 
Belastungen muss eine andere 
Lösung gefunden werden. In den 
meisten Fällen heißt das: Ver-
kaufen! Da in Mecklenburg-Vor-
pommern außerhalb der Küste 
zur Zeit recht schlechte Preise 
für Gebrauchtimmobilien erzielt 
werden, besteht hier ein enormes 
Problem.  

Für eine Zeit nach der 
Scheidung hat der 

Bundesgerichtshof folgende 
Grundsätze erstellt: 

Ist ein Wohnvorteil, der aus 
dem mietfreien Wohnen im eige-
nen Haus anfällt, wegen des Ver-
kaufs des Eigenheims nicht mehr 
vorhanden, so setzt sich dieser 
Vorteil in dem erzielten oder er-
zielbaren Ertrag fort. 

Dieser Ertrag kann sowohl 
der Nutzungsvorteil einer neu-
en Wohnung sein, die mit dem 
Verkaufserlös erworben wurde, 
als auch der Zins des angelegten 
oder anzulegenden Verkaufserlö-
ses (BGH, Urteil vom 3.5.2001, 
Familienrechtszeitschrift 2001, 
S. 314; BGH, Urteil vom 13.6.2001, 
Familienrechtszeitschrift 2001, 
S. 986). Trotzdem kommt es vor, 
dass einer der Partner im ehe-
maligen gemeinsamen Haus oder 
der gemeinsamen Wohnung zu-
rückbleibt. Das wirkt sich auf die 
Unterhaltsberechnung aus. 

Zahlt der Unterhaltspflichtige 
nach wie vor die verbrauchsun-
abhängigen Kosten wie Zins-, 
Tilgung- und sonstige Hauslast, 
werden bei ihm nur noch die 
Zinsen Einkommen mindernd 
berücksichtigt. Alles andere wäre 
unzulässige Vermögensbildung 
zu Lasten des anderen Ehepart-
ners. Unabhängig davon sind die 

Ex-Partner natürlich nicht daran 
gehindert, eine einvernehmliche 
Lösung zu treffen. Denn häu-
fig sind beide Seiten daran inte-
ressiert, dass gemeinsame Kinder 
wegen der Scheidung der Eltern 
die gewohnte Umgebung gerade 
nicht verlassen müssen. 

Hat derjenige, der im Hause zu-
rückgeblieben ist, einen Wohn-
vorteil, weil er günstiger wohnt, 
als er vergleichsweise an Mie-
te zahlen müsste, wird ihm die-
ser Vorteil nun als Einkommen 
angelastet – und zwar in Höhe 
des objektiven vollen Mietwer-
tes (BGH, Urteil vom 5.4.2000, 
Familienrechtszeitschrift 2000, 
S. 950). Davon darf er dann aber 
die Miete für eine angemessene 
Wohnung abziehen. 

Bleibt beispielsweise einer der 
geschiedenen Partner im ehe-
mals gemeinsamen Familien-
heim wohnen – und ließe sich 
für das Haus auf dem Wohnungs-
markt eine Miete von 1.000 Eu-
ro erzielen, müsste der wohnen 
bleibende Partner für eine sei-
nem Wohnbedarf angemessene 
Wohnung aber nur 650 Euro be-
zahlen, dann erhöht sich sein 
Einkommen rechnerisch also um 
einen Vorteil von 350 Euro.

H&G M-V

Innenminister: Ländliche 
Räume dürfen nicht veröden !

Keller aufwerten hat Konjunktur
Hochwertige Nutzung nur durch korrekte Abdichtung und Dämmung

Unterhaltsrecht: Anrechnung des „Wohnvorteils“ im Eigenheim
Neue Unterhaltsreform bei Trennung und Scheidung von Ehepaaren


